
 

zep p elin un iversity 
Hochschule zwischen 
Wirtschaft, Kultur und Politik 

 

 

Zeitung/Magazin Thüringer Allgemeine (Titelseite) 

Erscheinungs-Datum Samstag, 17. Juli 2010 

Inhalt Studie „Vertrauenskapital“ von Marcel Tyrell 



24

17

25

13

27

11

Heute Sonntag Montag

Back for good − Popstar Robbie Williams kehrt zu Take That zurück / Magazin

UNABHÄNGIGE TAGESZEITUNG FÜR POLITIK, WIRTSCHAFT, KULTUR UND SPORT
WEIMARER ALLGEMEINESonnabend, 17. Juli 2010 B F 04451 Preis 1,10 � B 28. Woche B Nr. 165

LEITARTIKEL

Schreckende
Wespenfarben

Ingo Linsel
zu schwarz-gelben Kürzungs-
plänen für Geringverdiener

Alle, die sich abstram-
peln, um ihren gerin-
gen Verdienst mit ei-

nem zusätzlichen Mini-Job
aufzubessern, bekommen nun
vom Bundesfamilienministe-
rium gleich doppelt einen
Schlag mitten ins Gesicht.

Einmal soll die zusätzliche
Einnahme nicht länger ange-
rechnet werden beim Bemes-
sen von Elterngeld. Oben-
drein begründet die zu-
ständige Ressortchefin Kristi-
na Schröder die Streichung
mit der Faulheit der Betroffe-
nen. Indem sie also die zu-
sätzliche Aktivität bei der
Jobsuche geradezu abstraft,
will sie angeblich einen An-
reiz schaffen, dass arbeitsfä-
hige Hilfeempfänger sich in-
tensiver umsehen auf dem
Arbeitsmarkt.

Das begreife, wer wolle.
Das Einzige, was sich er-

schließt, ist die Absicht der
Ministerin, den ärmsten Fa-
milien das meiste Geld weg-
zunehmen. Man gewinnt den
Eindruck, dass sie vor Freude
in die Hände geklatscht ha-
ben muss, als es ohne größe-
ren Widerspruch gelang, den
Hartz-IV-Empfängern die 300
Euro beim Elterngeld dem-
nächst zu streichen. So kam
sie auf den Gedanken, prüfen
zu lassen, ob auch den Ge-
ringverdienern bei der Ge-
burt von Kindern derart der
Hahn abgedreht werden kann.

Schwarz-Gelb will es offen-
kundig darauf anlegen, als
Wespenfarbe vornehmlich die
sozial Schwächsten zu schre-
cken. So war, trotz aller FDP-
Beschwichtigungen, Wester-
welles Vergleich von Arbeits-
losengeld-II-Empfängern und
dekadenten Spätrömern wohl
doch genauso gemeint, wie er
auch verstanden wurde.

Dekadent jedoch ist es, dass
eine zur Pflege des Neugebo-
renen daheim bleibende Mil-
lionärsgattin die maximal zu-
stehenden 1800 Euro Eltern-
geld locker einstreicht, wäh-
rend die Familien mit Hartz-
IV-Einkommen deutlich ge-
sagt bekommen, doch besser
auf Kinder zu verzichten.

Armen Eltern geht’s ans Geld
Regierung plant Kürzung des Elterngeldes auch bei Mini-Jobbern und Hartz-IV-Aufstockern

Erst Hartz-IV-Empfänger,
jetzt Mini-Jobber und Auf-
stocker: Die Bundesregie-
rung setzt den Rotstift noch
kräftiger an und will nun das
Elterngeld für arbeitende
Geringverdiener kürzen.

Von Steffi Dobmeier

ERFURT.
Die Sparpläne der Bundesre-
gierung betreffen Geringver-
diener offenbar stärker als ge-
dacht. Familien, die wegen zu
geringer Einkommen auf Zu-
satzleistungen vom Staat ange-
wiesen sind, sollen bis zu 300
Euro weniger Elterngeld bekom-
men. Bei denjenigen, die den
sogenannten Kinderzuschlag er-
halten, sind es bis zu 140 Euro
weniger. Das geht aus einem
Referentenentwurf des Bundes-

familienministeriums hervor,
der unserer Zeitung vorliegt.

Zudem sollen Minijobs nicht
mehr für die Berechnung des
Elterngeldes herangezogen wer-
den. Betroffenen droht laut Be-
rechnungen der Linke-Frakti-
on im Bundestag ein Minus
von bis zu 268 Euro.

Durch ein niedrigeres Eltern-
geld bei Geringverdienern will
die Bundesregierung insgesamt
440 Millionen Euro sparen. Bei
Nettoeinkommen von mehr als
1240 Euro liegt das Einsparvo-

lumen hingegen nur bei 155
Millionen Euro. Arme Familien
würden demnach deutlich stär-
ker belastet.

Die Pläne stoßen nicht nur
bei der Linke auf Kritik, die den
Entwurf „asozial“ nennt. Auch
Politiker der Regierungskoaliti-
on reagieren mit Unverständ-
nis auf den Vorstoß von Famili-
enministerin Kristina Schröder
(CDU). Max Straubinger, stell-
vertretender Vorsitzender des
Ausschusses für Arbeit und So-
ziales, sagte im Gespräch mit

unserer Zeitung, man müsse ei-
nen Unterschied machen zwi-
schen denjenigen, die komplett
vom Staat finanziert werden
und denen, die den Kontakt zum
Arbeitsmarkt halten. „Aufsto-
ckern und Mini-Jobbern das
Kindergeld zu kürzen, halte ich
deswegen für falsch“, so der
CSU-Politiker. Unter Arbeits-
marktpolitikern herrsche Kon-
sens, dass Bürgern in einem so-
zialversicherungpflichtigen Ar-
beitsverhältnis das Kindergeld
nicht gestrichen werden dürfe.

Die Thüringer Sozialministe-
rin Heike Taubert (SPD) wirft
der Bundesregierung vor, Fa-
milien- und Kinderarmut zu
forcieren. „Das geplante
Streichkonzert beim Bundesel-
terngeld widerspricht vollkom-
men dem früheren Verspre-
chen der Familienministerin,
junge Familien in Deutschland
fördern zu wollen“, sagte sie.

Der Sozialverband VdK kriti-
sierte, diese Rotstift-Politik ver-
schärfe die soziale Schieflage.

Wie viele Thüringer Familien
von den Kürzungen betroffen
wären, ist noch unklar. Weder
das zuständige Landesverwal-
tungsamt noch die Regionaldi-
rektion Sachsen-Anhalt/Thü-
ringen der Bundesagentur für
Arbeit konnten auf TA-Nach-
frage Auskunft darüber geben.

LEITARTIKEL und SEITE 2

ERNÜCHTERUNG: Wird das Elterngeld gekürzt, lässt nicht nur bei Arthur die schwarz-rot-güldene Begeisterung nach. Durch ein niedrigeres Eltern-
geld für Geringverdiener will die Bundesregierung insgesamt 440 Millionen Euro sparen. Foto: Alexander Volkmann

Lehrerverband
strikt gegen

Schuluniform
ERFURT.

Bestrebungen von Spitzenpo-
litikern, Schuluniformen ein-
zuführen, gibt der Präsident
des Deutschen Lehrerverban-
des ein klares Kontra. Er fühle
sich an FDJ-Hemden und Pi-
onierkleidung erinnert, sagte
Josef Kraus im Gespräch mit
unserer Zeitung. Dagegen ver-
sprechen sich Ex-Justizminis-
terin Brigitte Zypries von der
SPD als auch CDU-Vorstands-
mitglied Katherina Reiche
von einheitlicher Schulklei-
dung eine Minderung von so-
zialer und auch religiöser Dif-
famierung und des Wett-
streits mit teuren Marken.

SEITE 2

Jenaer Pfleger
soll Seniorin
getötet haben

JENA.
Gegen einen 29-jährigen Kran-
kenpfleger aus Jena ist ges-
tern Haftbefehl erlassen wor-
den. Der Mann steht im Ver-
dacht, Mittwochnacht eine
89-jährige, bettlägerige Frau
getötet zu haben. Am Tag vor
der Tat war ihm von seinem
Pflegedienst gekündigt wor-
den. Die Polizei konnte den
Verdächtigen kurz darauf fest-
nehmen. Bisher hatte er kei-
ne Angaben gemacht. Welche
mögliche Verbindung es zwi-
schen der Tat und der Kündi-
gung gibt, ist derzeit unklar.

SEITE 3

Bahn- und
Starkstrom
gebündelt

BERLIN.
Beim Bau der umstrittenen
380-kV-Leitung über den Thü-
ringer Wald könnte es Ände-
rungen geben. Der Netzbe-
treiber 50Hertz und die Bahn
prüfen, zwischen Marlishau-
sen und Behringen die Stark-
stromtrasse und eine geplan-
te Bahnstromleitung zu bün-
deln und so die bislang vorge-
sehene Errichtung einer
zweiten Mastenreihe zu ver-
meiden. So könnte auch der
Abstand der Stomtrasse zu ei-
nigen der betroffenen Ort-
schaften vergrößert werden.

SEITE 6

Das Elterngeld

Das Elterngeld beträgt
derzeit 67 Prozent − nach
den Sparplänen der Bun-
desregierung bald nur

noch 65 Prozent − des
durchschnittlichen mo-
natlichen Einkommens
vor der Geburt. Maximal

sind das 1800 Euro, min-
destens aber 300 Euro.
Das Geld wird maximal
14 Monate lang gezahlt.

Folgen des Stasi-Systems schwächen Wirtschaft
Eine neue Studie führt die
schlechtere Wirtschaftskraft
und geringere Wahlbeteili-
gung im Osten teilweise auf
Nachwirkungen der DDR-
Staatssicherheit zurück.
Auch die geringere Organ-
spende-Bereitschaft soll ei-
ne Folge der Spitzelei sein.

ERFURT.
Wissenschaftler der Zeppelin-
Privatuniversität in Friedrichs-
hafen wollen belegt haben, dass
das frühere Wirken der Stasi
noch heute das gesellschaftliche
Engagement und die wirtschaft-
liche Aktivitäten bremsen. So
seien etwa ein Viertel der Ost-
West-Differenz in der Arbeits-

losigkeit auf die Folgen des Sys-
tems der Inoffiziellen Mitarbei-
ter (IM) zurückzuführen, sagte
der Leiters des Instituts für Un-
ternehmer- und Finanzwissen-
schaft, Marcel Tyrell.

Man habe dazu die Statisti-
ken der Inoffiziellen Mitarbei-
ter (IM) regional ausgewertet
und mit ökonomischen und

politischen Daten abgeglichen.
„Das Gift des Kraken Stasi
wirkt noch heute in der Gesell-
schaft in Ostdeutschland wei-
ter, wird weitergegeben von Ge-
neration zu Generation“, sagte
Tyrell. So könne man auch er-
klären, dass in Gebieten, in de-
nen früher besonders viele IM
installiert wurden, die Organ-

spendebereitschaft um 50 Pro-
zent niedriger sei.

Tyrell räumte ein, dass die
Daten unvollständig seien und
nach 20 Jahren eingeschränkte
Aussagekraft besitzen. Doch
dies habe man bei der Berech-
nung berücksichtigt.

SEITE 7

BLICK
VERDACHT.

Die türkische Polizei hat 29
Personen wegen des Verdachts
festgenommen, Verbindungen
zu dem Terrornetzwerk von El
Kaida zu unterhalten.

BEBEN.
Ein Erdbeben der Stärke 5,1
hat die Region nahe der grie-
chischen Urlaubsinsel Kos im
Ägäischen Meer erschüttert.

GERETTET.
Zwei deutsche Bergsteiger, die
sich nach einem Gewitter ver-
irrten, sind in Österreich mit ei-
nem Hubschrauber aus ihrer
Notlage befreit worden.

AUTOBOMBE.
Eine mexikanische Drogen-
bande hat mit einer Autobom-
be eine Polizeistreife angegrif-
fen, zwei Polizisten und eine
weitere Person wurden getötet.

BUSCHBRÄNDE.
Unwetter mit Blitzen haben im
hitzegeplagten Süden von Kali-
fornien gleichzeitig mindestens
15 Buschbrände ausgelöst.

ZUM SONNTAG

Tauchen als
Selbsterfahrung

STOTTERNHEIM.
In Ferienzeiten darf es ruhig et-
was mehr Abwechslung sein.
Tauchen, Reiten, Klettern − je-
der Urlaub lädt dazu ein, nicht
alltägliche Dinge auszuprobie-
ren. Möglich sind diese und an-
dere Abenteuer allerdings auch
vor der eigenen Haustür − wie
die Ferienserie „Erlebnisland
Thüringen“ in der Wochenend-
beilage beweist. Im dritten Teil
beschreibt TA-Redakteur Han-
no Müller das Hochgefühl
beim Tauchen durch die grüne
Stille des Alperstedter Sees.

LOKALES

Premiere für
die Rockoper

WEIMAR.
„Faust − Die Rockoper“ hat
gestern Abend in der Weimarer
Viehauktionshalle ihre Premie-
re gefeiert. Goethes großes
Werk, modern als Rockoper in-
szeniert, zielt auf Schüler, Stu-
denten und ganze Familien.
Regisseur und Komponist Ru-
dolf Volz griff auf den klassi-
sche Goethe-Text zurück und
transportiert ihn über 27 Rock-
und Popsongs. Noch bis zum
24. Juli ist das Stück in Weimer
zu erleben. Für den 20. und 21.
Juli sind Familientage angesetzt.

SPORT

Ende einer
Eiskarriere

ERFURT.
Daniela Anschütz-Thoms, zwei-
fache Eisschnelllauf-Olympia-
siegerin vom ESC Erfurt, been-
det ihre leistungssportliche
Laufbahn. Der Körper und der
Kopf würden die enormen
Strapazen nicht mehr mitma-
chen, so die 35-Jährige. Bei den
Winterspielen im Februar in
Vancouver hatte die Angehöri-
ge der Bundeswehr-Sportför-
dergruppe nochmals Gold mit
der Mannschaft geholt und war
dort zugleich ganz knapp an ei-
ner Einzelmedaille gescheitert.

Wärmstes
Halbjahr seit

Messungsbeginn
WASHINGTON.

Das erste Halbjahr 2010 war
das wärmste seit Beginn der
Aufzeichnungen. Die weltweite
Durchschnittstemperatur in der
Zeit von Januar bis Juni lag bei
12,2 Grad Celsius, wie die US-
Wetterbehörde NOAA gestern
mitteilte. Mit durchschnittlich
16,2 Grad Celsius lag der Juni
um 0,68 Grad über dem Durch-
schnittswert für diesen Monat.
In Peru, großen Teilen der USA
und dem Osten und Westen
Asiens war der Juni wärmer als
normal, in Skandinavien, dem
Süden Chinas und dem Nord-
westen der USA war es hinge-
gen kühler. Das Arktis-Eis be-
deckte im Juni 10,9 Millionen
Quadratkilometer − so wenig
wie noch nie seit Beginn der
Messungen 1979. apn

WM-Freude
geht mit

Priester durch
DEN HAAG.

Wegen eines eher unkonven-
tionellen Gottesdienstes vor
dem WM-Finale ist ein ka-
tholischer Priester in den
Niederlanden vorläufig beur-
laubt worden. Dies gab ein
Gemeindemitglied am Frei-
tag bekannt. Der Priester
Paul Vlaar trug während der
Messe in einer kleinen Kirche
im Dorf Obdam nördlich von
Amsterdam ein orangefarbe-
nes Messgewand und betätig-
te sich als Tormann, als ein
Gemeindemitglied einen Fuß-
ball durch die mit Oranje-
Fähnchen geschmückte Kir-
che kickte. Dieser Gottes-
dienst „wurde der heiligen
Natur der Messe nicht ge-
recht“, rügte ihn der Bischof
von Haarlem, Jozef Punt. apn

ZITAT

„Die haben in Afghanistan
nicht töpfern, sondern töten
gelernt.“

Rainer Wendt, Polizeige-
werkschaft, kritisiert Asyl
für Guantánamo-Häftlinge

TA-ONLINE
www.thueringer-allgemeine.de

WETTER
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Hamburger
Bischöfin

Jepsen
gibt auf

Maria Jepsen hat die per-
sönlichen Konsequenzen
aus der Missbrauchs-Affä-
re in Schleswig-Holstein
gezogen. Gestern verkün-
dete die 65-jährige Bischö-
fin ihren Rücktritt.

ERFURT/HAMBURG.
Ihre Glaubwürdigkeit werde
angezweifelt, sagte Bischöfin
Jepsen gestern auf einer Pres-
sekonferenz. Deshalb sehe sie
sich nicht mehr in der Lage,
„die frohe Botschaft so weiter-
zusagen, wie ich es bei meiner
Ordination und bei meiner Bi-
schofseinführung vor Gott
und der Gemeinde verspro-
chen habe.“ Mit Maria Jepsen
tritt die weltweit erste evan-
gelisch-lutherische Bischöfin
zurück. Ihre Wahl 1992 war
eine Sensation.

Seit Tagen stand sie unter
enormem Druck. Ihr wurde
vorgeworfen, sie habe seit Jah-
ren von Missbrauchsvorwür-
fen gegen einen Pastor ge-
wusst, aber nichts unternom-
men. Jepsen selbst sagte bis zu-
letzt, sie habe über die
genauen Hintergründe nichts
gewusst. Gestern forderte sie,
„die Missbrauchsfälle in Ah-
rensburg und anderswo zügig“
aufzuklären und die Wahrheit
ans Licht zu bringen.

Bekannt wurde Jepsen durch
ihr Engagement für benachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen
und den interreligiösen Dia-
log. Sie galt als Feministin.
Nach dem Rücktritt von Mar-
got Käßmann vor wenigen
Monaten verliert die evange-
lische Kirche in Deutschland
mit ihr eine weitere promi-
nente Persönlichkeit. sdo

Giftgas-Lager
Ursache für
Erdrutsch in
Nachterstedt?
Die zuständige Bergbausa-
nierungsgesellschaft lässt
prüfen, ob es im Zweiten
Weltkrieg unweit des ver-
heerenden Erdrutsches in
Nachterstedt geheime mi-
litärische Anlagen gab. Ein
Dokument der US-Armee
weist darauf hin.

MAGDEBURG.
Laut Geheimbericht der US-
Armee aus dem Jahr 1945 soll
vor Kriegsende auf einem In-
dustriegelände in der Nähe
des damaligen Tagebaus bei
Nachterstedt eine Chemiean-
lage gestanden haben. Die
Anlage gehe aus einer Liste
hervor, die eine US-Militär-
einheit im Februar 1945 auf-
grund von Aussagen eines
deutschen Kriegsgefangenen
erstellt habe.

Die zuständige Lausitzer-
und Mitteldeutsche Bergbau-
Verwaltungsgesellschaft
LMBV geht dieser Vermu-
tung mit einer Anfrage an das
Militärstaatsarchiv nach. Bis-
her sei über derartige Altlas-
ten in der Region allerdings
nichts bekannt, so eine Spre-
cherin.

Der Tagebau Concordia bei
Nachterstedt gehörte nach
den Informationen der ame-
rikanischen Streitkräfte dem
Chemiekonzern IG Farben,
der auch Sprengstoff und Gift-
gase wie Zyklon B und Tabun
produzierte. Ein streng be-
wachtes unterirdisches Lager
habe sich in der Nähe der
Siedlung „Auf der Halde“ be-
funden, in der vor einem Jahr
gewaltige Erdmassen ab-
stürzten und mehrere Häuser
und in ihnen drei Menschen
in die Tiefe rissen.

Anlässlich des Jahrestages
des Unglücks vor einem Jahr
wird am Sonntag in Nachter-
stedt der Opfer gedacht und
eine Gedenkstätte eingeweiht.

Ein Jahr nach dem folgen-
schweren Erdrutsch ist die
Unglücksursache jedoch wei-
ter unklar. Der LMBV-Ge-
schäftsführer Mahmut Kuy-
umcu spricht von mehreren
Faktoren, die gleichzeitig ge-
wirkt hätten. Diese müssten
weiter erforscht werden.

Dazu soll nun die abge-
rutschte Böschung von See
aus untersucht werden. Dies
will die LMBV in den nächs-
ten Tagen beim zuständigen
Landesamt in Sachsen-An-
halt beantragen. Im Oktober
soll mit den Untersuchungen
begonnen werden. Es ist un-
ter anderem geplant, bis Mai
2011 eine hochseetaugliche
schwimmende Plattform auf
dem See einzusetzen. TA/ddp

Die Stasi und die Volkswirtschaft
Warum hinkt der Osten
dem Westen immer noch
hinterher? Wissenschaftler
machen nun zum Teil die
Stasi dafür verantwortlich.
TA dokumentiert die Zu-
sammenfassung der Studie.

Die Forschungsarbeit belegt
laut den beiden Autoren Mar-
cel Tyrell und Marcus Jacob
„beispielhaft“ die Zerstörung

von Sozialkapital durch staatli-
ches Handeln. Obwohl Deutsch-
land seit fast einer Generation
geeint sei und ein gemeinsames
System von Gesetzen, Verwal-
tung, Gerichts- und Bildungswe-
sen sowie der Besteuerung exis-
tiere, unterscheide sich die wirt-
schaftliche Leistung von Ost
und West immer noch deutlich.

„Wir haben herausgefunden“,
schreiben die beiden Wirt-
schaftswissenschaftler, „dass

das regional unterschiedliche
Ausmaß der Durchdringung
des Privatlebens in der DDR
signifikante Folgen für jene So-
zialkapital-Muster haben, die
heute in den neuen Ländern
beobachtet werden“.

Ihre empirischen Forschun-
gen legten nahe, „dass eine er-
höhte Dichte an Inoffiziellen
Mitarbeitern des Ministeriums
für Staatssicherheit (MfS) vor
20 Jahren noch heute mit einer

um 0,6 Prozent niedrigeren
Wahlbeteiligung und einem
zehnprozentigen Minus bei der
Beteiligung in Organisationen
und Vereinen einhergehen“.
Zudem wollen Tyrell und Jacob
„robuste Belege dafür gefun-
den“ haben , „dass die Intensi-
tät der Überwachung einen
starken Negativeffekt − über
den Umweg des Sozialkapitals
− auf die derzeitige Wirt-
schaftsleistung hat“.

Dieser Zusammenhang kön-
ne 7 Prozent des Ost-West-Un-
terschieds beim Pro-Kopf-Ein-
kommen und 26 Prozent der
Differenz der Arbeitslosenquo-
te erklären. Die Ergebnisse bö-
ten eine Datenbasis für „das
bessere Verstehen des Mecha-
nismen, mit denen Sozialkapi-
tal auf- beziehungsweise abge-
baut wird“ − und würden somit
auch Handlungsempfehlungen
an die Politik darstellen.

„Das Gift des Kraken“
Der Wirtschaftsforscher Tyrell über die heutigen sozialen Folgen des Stasi-Spitzelsystems
Sie zählen heute halb so vie-

le Organspenden in Gebieten,
in denen bis vor 20 Jahren die
Stasi besonders aktiv war. Was
wollen sie damit beweisen?

Dass der Umgang mit Freiheit
und das Vertrauen in die Insti-
tutionen dort schwerer mög-
lich sind, wo systematisch
Misstrauen gesät wurde. Die
Frage ist doch, wie wirken 40
Jahre Diktatur noch heute
nach? Als Indikatoren für ge-
sellschaftliches Engagement
haben wir die Mitgliedschaft in
Sportvereinen, die Wahlbeteili-
gung und die eben erwähnte
Bereitschaft zu Organspenden
untersucht. Denn wenn je-
mand ein Organ gibt, dann ist
dies auch ein Dienst an der Ge-
sellschaft, ein Zeichen der Ver-
bundenheit zu dem Gemein-
wesen. Dem gegenüber gestellt
haben wir das Ausmaß der ver-
suchten Zersetzung durch das
MfS. Eine Messgröße dafür,
wie stark das Regime wirkte, ist
die Dichte an Inoffiziellen Mi-
tarbeitern der Stasi. Da gibt es
relativ gute Daten, die wir mit
heutigen Statistiken abgegli-
chen haben.

Und die IM, die vor 20 Jah-
ren spitzelten, haben damit
bitte was genau zu tun?

Sie sind ein Indikator dafür,
wie stark die Unterdrückung
damals wirkte. Mein Kollege
Marcus Jacob − der übrigens in
der DDR aufgewachsen ist −
und ich waren selbst über-
rascht über die Robustheit der
Zusammenhänge. Zum Bei-
spiel leidet in jenen Gebieten,
in denen das Spitzelnetz der
Stasi besonders dicht war, noch
heute die Wirtschaftskraft. Etwa
sieben Prozent des Einkom-
mensunterschieds zum Westen
lässt sich unserer Meinung
nach so erklären.

Und was ist mit fehlender
Wettbewerbsfähigkeit nach der
Wende, der Währungsunion,
der Abwanderung, der maro-
den Infrastruktur . . . ?

Das ist ja alles richtig. Diese
Gründen kommen zweifellos
noch hinzu. Wir aber reden
von immerhin sieben Prozent,
und das ist ein weiterer und
neuer Mosaikstein in der For-

schung nach den Ursachen da-
für, warum der Osten wirt-
schaftlich immer noch hinter-
her hängt.

Na gut, dann konkret. Jena
boomt. In Jena war früher
aber auch die Stasi in Thürin-
gen am aktivsten, wegen Carl
Zeiss, der Universität. Das wi-
derspricht doch Ihrer These.

Nein. Das ist nach unseren
Untersuchungen und allen Re-
sultaten nur eine, wenn auch
signifikante Abweichung von
der Norm. Oder wie man im
Volksmund sagt: Die Ausnah-
me bestätigt die Regel . . .

. . . die sie auf Grundlage ei-
ner wackeligen Datenbasis
aufstellen. Sind nicht viele der

damaligen IM heute verzogen
oder verstorben?

Pardon, die Datenlage ist alles
andere als wackelig. Aber Sie
haben natürlich insofern recht,
dass es gerade in den neuen Län-
dern in den letzten 20 Jahren
enorme Wanderungsbewegun-
gen gegeben hat. Und natürlich
sterben Menschen in einem
Zeitraum von fast einer Gene-
ration. Auch stehen uns nur
von 147 der 227 DDR-Kreise die
IM-Statistiken zur Verfügung.
Doch dies alles haben wir bei
den empirischen Untersuchun-
gen, mit denen wir die Korrela-
tion berechnet haben, vollstän-
dig berücksichtigt.

Sie messen auch eine um 0,6
Prozent niedrigere Wahlbetei-

ligung in den IM-Gebieten.
Das liegt doch innerhalb der
Fehlertoleranz jeder noch so
seriösen Umfrage.

Das ist lediglich ein ergänzen-
der Wert zu einem anderen Er-
gebnis: nämlich dass die Bereit-
schaft zur Mitgliedschaft in Or-
ganisationen auch um zehn
Prozent und für Organspenden
sogar um fünfzig Prozent nied-
riger liegt.

Dennoch: Die Wahlbeteili-
gungen schwanken im Osten
dramatisch, die Ergebnisse
auch. Und Sie beziehen sich auf
eine einzige Bundestagswahl.

Ich verstehe Ihre Skepsis, aber
der Zusammenhang ist wirk-
lich messbar. Die Staatssicher-
heit wird gerne mit Kraken ver-
glichen. Und unsere Ergebnisse
zeigen eindeutig: Das Gift des
Kraken Stasi wirkt noch heute
in der Gesellschaft in Ost-
deutschland weiter, wird wei-
tergegeben von Generation zu
Generation. Wir gehen natür-
lich davon aus: unwissentlich −
aber es geschieht.

Einmal abgesehen von der
Binsenweisheit, dass 40 Jahre
Diktatur die Gesellschaft heu-
te noch prägen: Ist ihre These
im 20. Jahr der Einheit nicht
einfach nur ein gezielter Auf-
reger wie damals die Theorie,
dass der DDR-Kindergarten für
Neonazis verantwortlich ist?

Wenn man einen direkten
und rein monokausalen Zu-
sammenhang herstellen würde,
wäre dies selbstverständlich
Unsinn. Ich sagte ja bereits, un-
sere Studie liefert nur eine wei-
tere von vielen Erklärungen,
warum manche Dinge im Os-
ten so sind, wie sie eben sind.
Unsere Arbeit wollen wir zu-
dem auch als Anstoß verstan-
den haben − für die von Ihnen
geäußerten Fragen, aber auch
für die Politik, die noch stärker
lernen muss, dass es nicht
reicht, eine Autobahn zu bau-
en, ein Gewerbegebiet anzule-
gen oder Geldtransfers zu leis-
ten. Auch Wirtschaft funktio-
niert eben nur mit den Men-
schen und ihren unmittelbaren
und mittelbaren Erfahrungen.

Gespräch: Martin Debes

STASI IN DIE PRODUKTION: Vor 20 Jahren, bei vielen Wende-Demonstrationen,
war dieser Ruf allgegenwärtig im Osten Deutschlands. Foto: TA-Archiv

Prof. Dr. Marcel Tyrell
(51), Chef des Instituts
für Unternehmer- und Fi-
nanzwissenschaften an
der Zeppelin-Universität
Friedrichshafen, führt die
Schwäche der ostdeut-
schen Wirtschaft auf das
Wirken der Stasi zurück.

Kritik an
Buch von

Bundeswehr
BERLIN/ERFURT.

Die Buchveröffentlichung ei-
nes Mitarbeiters des Militär-
historischen Museums der
Bundeswehr in einem NPD-
Verlag sorgt für Empörung.

Das Institut müsse umge-
hend Konsequenzen ziehen
und seinen wissenschaftli-
chen Mitarbeiter Wolfgang
Fischer entlassen, sagte ges-
tern der Sprecher für Sicher-
heitspolitik der Grünen, Omid
Nouripour: „Empörung al-
lein genügt nicht.“

In der Bundeswehr und den
ihr zugehörigen Institutionen
sei kein Platz für Rechtsextre-
me. Das müsse durch eine
schnelle Entlassung Fischers
klargestellt werden.

Wie bekannt geworden ist,
hat Fischer bereits eine Viel-
zahl von Publikationen veröf-
fentlicht, die in einem On-
line-Shop des NPD-Verlags
angeboten werden.

Konsequenz für
Hitze-Pannen

der Bahn
Der Verkehrsausschuss
des Bundestages hat Ver-
treter von Bahn, Ver-
kehrsministerium und ei-
nige Fachabgeordnete zu
einem Krisentreffen am
Dienstag eingeladen.

BERLIN.
Der Chef des Verkehrsaus-
schusses Winfried Hermann
macht ernst: Die Pannenserie
der Bahn müsse politische
Konsequenzen habe. „Im Mit-
telpunkt des Gespräches wer-
den die Hintergründe, Ursa-
chen und Verantwortlichkei-
ten für die aktuelle Situation
infolge der klimabedingten
Ausfälle bei den ICEs sowie
die Frage stehen, wie mög-
lichst schnell Abhilfe geschaf-
fen werden kann“, so der
Grünen-Politiker. Außerdem
werde man fragen, ob die Ver-
braucherinteressen hinrei-
chend berücksichtigt worden
seien. Dazu sei auch das Ei-
senbahn-Bundesamt eingela-
den. Die Bahn hat seit etwa
einer Woche mit den außer-
gewöhnlich hohen Tempera-
turen zu kämpfen. Die Klima-
anlagen bestimmter aktueller
Modelle können schon ab 32
Grad Außentemperatur nicht
mehr genügend kühlen. apn

Machnig war zu laut
Thüringens Wirtschaftsminister entschuldigt sich für nächtliche Ruhestörung und einen Polizeieinsatz

Die Erfurter Polizei musste
Donnerstagnacht wegen
Ruhestörung ausrücken. Als
die Beamten schließlich an-
kamen, war alles wieder lei-
se und niemand konnte ih-
nen sagen, wo die laute Mu-
sik erklungen war.

Von Kai Mudra

ERFURT.
Er liebt den großen Auftritt und
macht fast täglich von sich re-
den: Thüringens SPD-Wirt-
schaftsminister Matthias Mach-
nig. Manch einem Kabinetts-
kollegen, vor allem aber Frakti-
onsabgeordneten beim Koali-
tionspartner CDU, hat er damit
bereits verärgert.

Donnerstagnacht nun liebte
es der Minister offenbar beson-
ders laut. Gleich drei genervte
Anwohner hatten gegen Mit-
ternacht die Polizei in Erfurt
verständigt und sich über dröh-
nende Musik und ihre gestörte
Nachtruhe beschwert.

Die Beamten rückten an.
Doch als sie eintrafen, herrsch-

te in der Goethestraße wieder
friedliche Ruhe. Die Musik war
verstummt. Um den Übeltäter
doch noch ausfindig zu ma-
chen, klingelten die Polizisten
bei den Anrufern.

Diese konnten aber nicht sa-
gen, aus welcher Wohnung die

Musik gekommen war“, sagte
Bernd Edelmann, Sprecher des
Innenministeriums der Thürin-
ger Allgemeine. Das es die
Wohnung von Matthias Mach-
nig gewesen sei, dafür gab es
keine Bestätigung. Aus polizei-
licher Sicht habe gegen den Mi-

nister nichts vorgelegen.
Trotzdem entschuldigte sich

der umtriebige Politiker gestern
in der Bild-Zeitung für seine
nächtliche Eskapade. Nach ei-
nem langen Arbeitstag habe er
die Musik aufgedreht, um sich
zu entspannen, erklärte der Jazz-

Liebhaber. „Es tut mir wirklich
sehr leid, wenn ich jemanden
gestört habe.“

Larissa Schulz-Trieglaff, Spre-
cherin des Wirtschaftsministers,
bestätigte den Bericht und dass
sich Herr Machnig entschuldigt
habe. Nach ihren Angaben soll
auch jemand an der Woh-
nungstür ihres Chefs geklopft
haben, um ein Leisedrehen der
Musik zu erreichen. Als der Mi-
nister auf das Klopfen aufmerk-
sam wurde, habe er sofort die
offenen Fenster geschlossen
und die Musik herabgeregelt,
fügte die Sprecherin an.

Mit Konsequenzen muss Mat-
thias Machnig wohl nicht rech-
nen. Allerdings weiß spätestens
seit gestern jeder in der unmit-
telbaren Umgebung, wo der
Wirtschaftsminister wohnt und
sicherlich wird er sich nun der
besonderen Aufmerksamkeit in
seiner Straße erfreuen dürfen.

Dass es ruhiger um ihn wird,
ist nicht anzunehmen. Denn be-
reits kommende Woche besucht
er auf einer Sommertour quer
durch Thüringen zahlreiche
Unternehmen der Region.

LAUTSTARK: Wie hier bei den Weather Girls während des Landespresseballs im
Mai hört Matthias Machnig Musik auch zu Hause laut. Foto: Marco Schmidt

VOR 20 JAHREN

„Thüringer Allgemeine“
vom 17. Juli 1990

„Die Sowjetunion hat die
Mitgliedschaft des vereinten
Deutschlands in der NATO
akzeptiert. Mit der Vereini-
gung soll Deutschland über
seine Bündniszugehörigkeit
’frei entscheiden’ können
und seine ’volle und uneinge-
schränkte Souveränität’ er-
halten. Dies sind die wichtigs-
ten Ergebnisse der zweitägigen
Gespräche von Bundeskanz-
ler Helmut Kohl mit dem
sowjetischen Staatspräsiden-
ten Michail Gorbatschow.“


